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auf. Gegenüber einer Reformfrage, die ſicher viel bedeutſamer iſt, als 


i ce find, die höͤchſt eifrig bebandelt werden und wurden, mag wohl die 
ee eee 6 Paſſivität der Literatur als eine auffallende Erſcheinung gelten. Aller⸗ 
Zum Begriffe von gewerblichen Gehilfen und von Werkführern. f dings iſt es nach den nun gewonnenen Erfahrungen aus dem Leben 
Eine Entziehung der Berechtigung zum Verweilen im Auslande im Allgemeinen er⸗ einer vollen Autonomie ſchwieriger geworden, die Frage dei Reform 


ſcheint unzuläſſig. des Gemeindeweſens noch weiters nach dem Leiſten einer ſogenannt 
Literariſche Anzeige. rechtsſtaatlichen Schablone zu behandeln. Das gedachte Landtags- 
Perſonalien. materiale weist indeſſen umfangreiche Arbeiten auf. Man kann nicht 
Erledigungen. | Tagen, daß man ſich da leichtſinnig in die Reform ſtürzen will. Da⸗ 


für gibt auch das zögernde Verhalten Beweis. Denn in mehreren 
Landtagen deliberirt man ſchon einige Jahre. Freilich ſcheint auch der 
Umſtand, daß die Landtage auf ihre eigene Initiative angewieſen 
bleiben ſollen, hemmend zu wirken. 
N 17 Im Großen und Ganzen durchweht die Reformpläne der ver⸗ 
Die Geſchichte unſerer modernen Gemeindegeſetzgebung wird ſchiedenen Landtage ein und derſelbe Gedanke, und der iſt: die au⸗ 
dereinſt ein ſehr intereſſantes Capitel der politiſchen Geſchichte dieſer tonome Verwaltung zu verbeſſern, dabei aber die Au- 
Zeit abgeben. Mar wird daraus klarer als irgend wo anders heraus tonomie, d. h. die Selbſtverwaltung in ihrer gegen— 
die zur Zeit herrſchende Staatsauffaſſung in Bezug auf Weſen und ſätzlichen Stellung zur Staatsverwaltung aufrecht zu 
Bedeutung der öffentlichen Gewalt und zugleich die Brüchigkeit der⸗ erhalten. 
ſelben herausleſen können. Keine der geltenden, auf Grund des Reichs⸗ Ueber den Weg zur Verbeſſerung der autonomen Verwaltung 
geſetzes vom 5. Maͤrz 1862 aufgebauten, Gemeindeordnungen iſt herrſcht in gleichfalls übereinſtimmender Weiſe die Anſchauung vor, 
länger als ein Decennium wirkſam. Und ſchon ſteht heute abermals dies dadurch erreichen zu können, daß aus den heutigen Gemeinden 
die Reform der Gemeindeordnung in erſter Linie der Reformwünſche. größere, vermögendere Körper und zwar durch Zuſammenlegung der 
Ja nicht erſt heute, ſchon ſeit einem Luſtrum wieder wird von den kleineren Gemeinden gebildet werden. Es treten allerdings bezüglich 
berufenen Geſetzgebungskörpern, den Landtagen, die Frage ſtudirt, auf der zweckmäßigſten Art der Herſtellung ſolcher größerer Gemeinden 
welche Weiſe man aus den als unhaltbar erkannten Verwaltungs⸗ verſchiedene Meinungen auf. Nach der einen ſoll jeder directe Zwang 
zuftänden, die die neue autonome Organiſation gebracht, herauskommen zur Zuſammenlegung der Gemeinden zwar ausgeſchloſſen ſein, jedoch 
könne. Die Unzulänglichkeit der autonomen Verwaltung, namentlich | in indirecter Weiſe im Wege der Geſetzgebung auf die Vereinigung 
die Unzulänglichkeit der in die Hände der Gemeinden gelegten hingewirkt werden (ſpeciell dadurch, daß den Gemeinden die Möglich⸗ 
Polizeiverwaltung am flachen Lande bildet einen ſtehenden Artikel der | fort geboten werde, ſich auch bezüglich ihres polizeilichen Wirkungs⸗ 
Klagen und Beschwerden in den Landtagen wie in der Preſſe aller kreiſes allein zu einer gemeinfamen Geſchäftsführung zu vereinigen). 
Parkeirichtungen. Allgemach hat man es aufgegeben, auf das (anfänglich Die zweite Anficht geht dahin, durch zwangsweiſe Vereinigung der 
als Beſchwichtigungsparole ausgegebene) „Einleben“ der jungen In⸗ Gemeinden Hauptgemeinden von beſtimmter nach der Seelenzahl zu 
ſtitution noch weitere Hoffnungen zu ſetzen, nachdem man geſehen, bemeſſender Größe in der Art zu bilden, daß die bisherigen Orts⸗ 
daß die beklagten Zuſtände von Jahr zu Jahr nur ärger und greller gemeinden in dieſer Hauptgemeinde aufgehen *). Nach der dritten An⸗ 
werden. N 2 en ſicht ſollen die bisherigen Gemeinden nur bezüglich ihres polizeilichen 
f „Daß eine Reform der Geſetzgebung ſelbſt nothwendig ſei, dar⸗ Wirkungskreiſes zwangsweiſe zu Verwaltungsgemeinden in der Art 
über iſt man klar. — Anders ſteht es jedoch mit der Richtung der zuſammengelegt werden, daß ſie ihre Selbſtſtändigkeit als Gemeinden 
e „ - und bezüglich ihres übrigen Wirkungskreiſes behalten, während mit 
Da die Regierung zu der Frage, die die gelammte Verwal⸗ der Verwaltungsgemeinde ein neuer repräſentativer autonomer Ver⸗ 
tungsorganiſation in ihrem innerſten Kerne berührt, ſich bisher paſſip waltungskörper gebildet wird **). 
verhalten hat und die Geſeßgebung in Gemeindeſachen durch die Ver⸗ Kräftigung der Gemeinden durch künſtliche Vergrößerung der— 
faſſungsreviſton vom December 1867 ihrer Ganzheit nach den Land⸗ 
tagen zugefallen iſt, ſo iſt es das in den Arbeiten und beziehungs⸗ 


, 8 0 2 5 ) In Krain iſt mit dem Landesgeſetze vom 2. Jänner 1869 ſchon dieſer Schritt 
weiſe Vorſchlägen der Landtage und Landesausſchüſſe niedergelegte gemacht worden. Nach dieſem Gesetze bleiben nur „Eigenthum, Anſtalten und Fonde“ 


Materiale, welches für die Reformpläne in Betracht zu ziehen kommt. der Ortsgemeinden durch die Vereinigung unberührt. 
Die Literatur weist keine einer ernſten Beachtung werthe Arbeit zur *%) Für Niederöfterreich durch Geſetz vom Mai 1874 ſchon angebahnt. 


Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeinde- 
ordnung. 
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ſelben iſt, wie geſagt, der vorherrſchende Plan. Außerdem hört man 
Stimmen (speciell in Galizien), welche wollen, daß die von den Ge- 
meinden notoriſch nicht bewältigten Aufgaben den autonomen Bezirks⸗ 
vertretungen übertragen werden. Nach einer weiteren, wenngleich bis⸗ 
her noch wenig klar dargelegten Meinung, ſoll deu beklagten Verwal⸗ 
tungszuſtänden dadurch abgeholfen werden, daß die Verwaltung noch 
autonomer gemacht, beziehungsweiſe dadurch, daß die unmittelbare 
Staatsverwaltung gänzlich aufhöre und die geſammte Verwaltung 
von autonomen Körperſchaften beſorgt werde. Sehr vereinzelt nur als 
offen ausgeſprochene Meinung wird der Gedanke gehört, die Auto— 
nomie der Gemeinden nach Maßgabe der gemachten Erfahrungen 
wieder einzuſchränken und demgemäß den Gemeinden jene öffentlichen 
Verwaltungsaufgaben, welche fe, nach allgemeinem Zugeſtaͤndniß, bis⸗ 
her entweder gar nicht oder nur höchſt ungenügend bewältigen konn⸗ 
ten, wieder abzunehmen und den ſtaatlichen Verwaltungsbehörden zu 
übertragen. 

Eine kritiſche Sichtung des ſehr umfangreichen, und in Bezug 
auf die Bedürfnißfrage auch ſehr intereſſanten, Reformmateriales von 
Anträgen, Vorſchlägen, Erwägungen und Beſchlüſſen der verſchiedenen 
Landtage würde über den Rahmen dieſer Zeitſchrift binausgehen. Zur 
näheren Beleuchtung der vorherrſchenden Reformbeſtrebungen wird es 
aber genügen, an die Reformarbeit Eines Landtages und zwar an 
die des Landtages von Steiermark anzuknüpfen. Dort wurde einerſeits 
durch die in der vorigen Landtagsſeſſion vom Landesausſchuſſe ein⸗ 
gebrachte Vorlage des Entwurfes einer gauz neuen Gemeindeordnung 
der verhältnißmäßig umfaſſendſte Reformplan zu Tage gebracht, ein 
Plan zugleich, der auch in prineipieller Beziehung über den vorne 
ſkizzirten allgemeinen Gedankenkreis der Reformrichtung um einiges 
hinausragt. Anderſeits wurden durch die eingehenden Verhandlungen 
des Landtages über dieſen Entwurf faſt alle bisher zur Frage über⸗ 
haupt gehegten Geſichtspunkte und zwar mitunter von Männern erör⸗ 
tert, auf deren Stimme und auf deren Urtheil man auch außerhalb 
des ſteiermärkiſchen Landtages Gewicht zu legen pflegt. Es bietet 
ſohin dieſes Materiale allein ſchon einen erſchöpfenden Einblick in die 
ganze Reformbewegung. 

Die dermal geltenden Provinzial⸗Gemeindeorduungen baſiren 
ſämmtlich auf den durch das Reichsgeſetz vom 5. März 1862 vor⸗ 
gezeichneten „grundſätzlichen Beſtimmungen zur Regelung des Ge— 
meindeweſens“, nach welchen den Landtagen ſeinerzeit Regierungs⸗ 
entwürfe vorgelegt wurden, und ſind daher in allen Kronländern 
weſentlich gleichen Inhalts. Die Gemeindeordnung von Steiermark 
datirt vom 2. Mai 1864 und ſchon ſeit dem Jahre 1868 wieder 
ſteht im ſteiermärkiſchen Landtage die Reform der Gemeindeordnung 
auf der Tagesordnung. Seit der Wirkſamkeit der neuen Gemeinde⸗ 
ordnungen haben ſich die meiſten Landtage veraulaßt geſehen, Nach⸗ 
tragsgeſetze zur Gemeindeordnung zu erlaſſen, welche den Zweck haben, 
der „aus Mangel an guten Willen“ herrührenden Vernachläſſigung 
der Gemeindeangelegenheiten abzuhelfen und eine entſprechende Hand⸗ 
habung der Geſetze bei den autonomen Organen zu erzwingen. 
Auch dieſe Zwangsgeſetze ſind überall ziemlich gleichartig. Von ſteier⸗ 
märkiſchen Landesgeſetzen gehören in dieſe Kategorie das Geſetz vom 
12. April 1866, welches dem Landesausſchuſſe, um die ihm zuſte⸗ 
hende Oberaufſicht über die Ortsgemeinden erſolgreicher zu geſtalten, 
beſondere Befugniſſe wider nachläſſige Gemeindevorſteher, insbeſondere 
das Verhängen von Geldſtrafen, einräumt. Ferner ein Geſetz vom 
26. September 1868, durch welches den im Jahre 1866 creirten 
Bezirksvertretungen, die in der Abſicht geſchaffen worden waren, um 
ein den Ortsgemeinden naͤher ſtehendes und ſomit vorausſichtlich 
wirkſameres Organ zur Beauffichtigung der Vermögensverwaltung 
der Gemeinden zu haben, ähnliche Befugniſſe eingeräumt werden 
mußten, wie durch obiges Geſetz dem Landesausſchuſſe. In der näm⸗ 
lichen Abſicht entſtand das Landesgeſetz vom 11. December 1869, 
welches den k. k. Bezirkshauptmannſchaften hinſichtlich des übertra⸗ 
genen Wirkungskreiſes ebenfalls das Recht ertheilt, nachläſſige Ge— 
„ meindevorfteher zur Erfüllung der Amtspflichten durch Ordnungsbußen 

bis zu 100 fl. zu verhalten. „Alle dieſe Geſetze — ſo heißt es im 
letzten Berichte des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes über die Reform 
des Gemeindegeſetzes vom October 1873 — haben nicht vermocht, 
die Klagen der Bevölkerung über die mangelhafte Handhabung der 
Gemeindeordnung und der Ortspolizei verſtummen zu machen. Denn 
ſehr viele Gemeinden, ſagt man, können eben nicht das leiſten, was 
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die beſtehenden Geſetze von ihnen verlangen, weil ihnen die dazu 
nothwendigen materiellen und geiſtigen Kräfte nicht zu Gebote ſtehen“. 
Um nun den angedeuteten Uebelſtänden „nach Thunlichkeit abzu— 
helfen“ und in Erfüllung der ſeit dem Jahre 1868 vom Landtage 
wiederholt gegebenen Aufträge hat der Landesausſchuß in der Seſſion 
1873 dem Landtage den Entwurf einer neuen Gemeindeordnung 
vorgelegt. 

Die durch dieſen Entwurf vorgeſchlagenen principiellen und we— 
ſentlichen Aenderungen an der bisherigen Gemeindeordnung ſind nach⸗ 
ſtehende: Zunächſt wird eine Abänderung der Beſtimmungen der Art. 
IV und des Gem.⸗Grundgeſetzes vom 5. März 1862 in Betreff 
der Eintheilung des Wirkungskreiſes der Gemeinde vorgeſchlagen. Nach 
dieſen dem Wortlaute nach in die Provinzial⸗Gemeindeordnungen auf⸗ 
genommenen Beſtimmungen zerfällt der Wirkungskreis der Gemeinde 
in einen „ſelbſtſtändigen“ und in einen „übertragenen“ und es um⸗ 
faßt der felbſtſtändige Wirkungskreis, „in welchem die Gemeinde mit 
Beobachtung der beſtehenden Gelege nach freier Selbſibeſtimmung an⸗ 
ordnen und verfügen kann“, nach der geſetzlichen Normirung des cit. 
Art. V nicht nur die eigentlichen aus dem Corporationsverbande 
fließenden Angelegenheiten, wie Vermögensverwaltung, die ſich auf den 
Gemeindeverband beziehenden Angelegenheiten, Armenweſen u. f. w., 
fondern auch die geſammte Localpolizei. Der Landesausſchuß⸗Entwur 
zerlegt nun dieſen heutigen ſelbſtſtändigen Wirkungskreis in einen 
ſelbſtſtändigen und in einen ortspolizeilichen Wirkungskreis 
und theilt ſonach drei Wirkungskreiſe der Gemeinde auf, den ſelbſt⸗ 
ftändigen, den ortspolizeilichen und den übertragenen, letzteren intact 
laſſend. Der ſelbſtſtändige Wirkungskreis des Entwurfes umfaßt 
nur die Haushaltungsangelegenheiten der Gemeinde und für dieſen 
beſchränkten ſelbſtſtändigen Wirkungskreis allein mehr läßt der Ent⸗ 
wurf als allgemeine Definition den Autonomie-Pafſus des Gem. 
Grundgeſetzes (Art. V, Alinea 1) gelten. Es wird nämlich dieſer 
Wirkungskreis normirt wie folgt: „Der ſelbſtſtändige Wirkungskreis, 
in welchem die Gemeinde nach freier Selbſtbeſtimmung mit Beob⸗ 
achtung der beſtehenden Reichs⸗ und Landesgeſetze anzuordnen und zu 
verfügen das Recht und die Pflicht hat, umfaßt überhaupt Alles, 
was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt und innerhalb ihrer 
Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und durchgeführt werden 
kaun. — Insbeſondere gehören zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe: 
a) die freie Verwaltung des Vermögens; b) die auf den Gemeinde⸗ 
verband ſich beziehenden Angelegenheiten; c) die Sorge für Herſtel⸗ 
lung und Erhaltung der Gemeindeſtraßen ꝛc.; d) das Armenweſen 
und die Gemeinde-Wohlthätigkeitsanſtalten“. (8 31 d. Entw.) Hin⸗ 

gegen wird von dem Entwurfe der orts polizeiliche Wirkungs⸗ 
kreis ($ 32 d. E.) durch die einfach tarative Aufzählung der im 
Art. V des Gem-Grundgeſetzes nur exemplicativ mitangeführten po⸗ 
lizeilichen Agenden normirt. An dieſe Aenderung des Begriffes und 
der Eintheilung des Wirkungskreiſes knüpft ſich nach dem Entwurfe 
auch eine Abänderung des Inſtanzenzuges in ortspoli⸗ 
zeilichen Angelegenheiten ($$ 43, 59, 89, 92 d. Entw.), 
indem der Gemeinde⸗Ausſchuß jo wie der Landesausſchuß als Be⸗ 
rufungsinſtanzen in derlei Angelegenheiten wegfallen und die Be⸗ 
ſchwerden gegen die Verfügungen des zur Handhabung der Ortspolizei 
berufenen Gemeindevorſtehers directe und ausſchließlich an die politiſche 
Bezirksbehörde gerichtet werden ſollen. Dies ſind die principiellen, 
zugleich den Umfang der heutigen Autonomie ſelbſt angreifenden Ab⸗ 
änderungsvorſchläge. In Conſequenz derſelben wird dann durch den 
Entwurf der ortspolizeiliche Wirkungskreis bezüglich der Ueberwachung 
der Handhabung Seitens der Staatsbehörde (§ 94 d. Entw.) gleich⸗ 
ſam auf eine Linie geſtellt mit dem übertragenen Wirkungskreiſe, ſo⸗ 
dann weiters — und das iſt der Punkt auf dem die Reformer ſelbſt 
weſentliches Gewicht legen — bezüglich der Conſtituirungsfrage ab⸗ 
geſondert in Betracht gezogen. Der Entwurf perhorrescirt zwar eine 
zwangsweiſe Zuſammenlegung der Gemeinden ſo wie die zwangsweiſe 
Vereinigung zur Geſchäftsführung im nun ſelbſtſtändigen und im orts⸗ 
polizeilichen Wirkungskreiſe, aber er geſtattet es, daß ſich die Ge⸗ 
meinden auch bezüglich des ortspolizeilichen Wirkungs⸗ 
kreiſes allein zur gemeinſamen Geſchäftsführung ver⸗ 
einigen können (§ 3 des Entwurfes) und ſchlägt ferners 
vor (§ 33), für den Fall als einzelne Gemeinden nicht im Stande 
ſind, die ihnen durch das Geſetz auferlegten ortspolizeilichen Bere 
pflichtungen zu erfüllen, durch die k. k. Landesbehörde im Ein⸗ 


vernehmen mit dem Landesausſchuſſe eine 


Concurrenz von 
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Im Miniſterialrecurſe bekämpfte St. die Competenz der poli⸗ 


Gemeinden zur Beſtreitung der Koſten für gemeinſame tiſchen Behörden in dieſer Streitſache, da W. von ihm nicht als ein⸗ 
ortspolizeiliche Einrichtungen und Sicherheitsorgane im ad- facher Geſelle aufgenommen worden ſei. Er (St.) ſei kein Schneider 


miniſtrativen Wege zu creiren. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe von gewerblichen Gehilfen und von Werkführern. 


Der Kaufmann Gottlieb St. in E. hat den Johann W., 
Schneidergehilfen, als Zuſchneider in fein Geſchäft aufgenommen und 
mit demfelben am 8. November 1872 einen Vertrag abgeſchloſſen, 
in welchem er ſich verpflichtet, dem genannten Gehilfen ein Salair 
von 900 fl. nebſt Wohnung jährlich zu zahlen und demſelben, falls 
er innerhalb dreier Jahre aus was immer für einer Urſache die Auf⸗ 
kündigung erhalten ſollte, 500 fl. beim Austritte als Entſchädi⸗ 
gung zu bezahlen. Am 12. October 1873 erhielt aber W. von 
St. ſchon die Kündigung und wurde aus der Arbeit mit einem ſehr 
günſtigen Arbeitszeugniſſe entlaſſen. W. klagte nun den St. auf 
Zahlung der Entſchädigung von 500 fl. aus dem Dienſt- und Lohn⸗ 
vertrage vom 8. November 1872. 

Da St. der Schneidergenoſſenſchaft in E. angehört, hat die 
Bezirkshauptmannſchaft diefe Klage der genannten Genoſſenſchaft mit 
Hinweiſung auf § 102 der Gewerbeordnung zur eigenen Amtshand— 
lung übergeben; die Genoſſenſchaft hat den St. unterm 23. Novem⸗ 
ber 1873 aus dem Dienſtvertrage ſchuldig erkannt, dem Johann W. 
den bedungenen Entſchädigungsbetrag per 500 fl. binnen 14 Tagen 
bei Executionsvermeidung zu bezahlen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft jedoch hat das genoſſenſchaftliche 
Erkenntniß im Recurswege zur Gänze behoben, und den Kläger 
Johann W. mit ſeinen Anſprüchen auf den ordentlichen Civilrechts⸗ 
weg verwieſen und dieſe Entſcheidung damit motivirt, daß Johann 
W. nicht als Gehilfe im Sinne des § 73 der Gewerbeordnung an⸗ 
geſehen werden könne, ſondern daß aus dem Vertrage vom 8. No⸗ 
vember 1872, in welchem es heißt „W. habe das Schneidergeſchäft 
zur Zufriedenheit ſeines Herrn zu führen“, gefolgert werden müſſe, 
daß W. als Geſchäftsleiter aufgenommen worden iſt, daher auch die 
politiſchen Behörden zur Austragung der aus dieſem Dienſtverhältniſſe 
entſpringenden Streitigkeiten nicht competent ſind. 

AUueber den von W. an die Statthalterei ergriffenen Recurs hat 
dieſe Behörde die bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung behoben 
und entſchieden: „Gottlieb St. ſei ſchuldig, dem Johann W. aus 
Urſache der demſelben am 12. October 1873 gegebenen Kündigung 
die in dem Vertrage vom 8. November 1272, Abf. 2 ſtipulirte Ent⸗ 
ſchädigungsſumme per 500 fl. zu bezahlen. Denn es iſt nach dem 
von keiner Seite angefochtenen Vertrage vom 8. November 1872, 
Abſ. 1 Johann W. als Zuſchneider in das Stiche Herren-Mode⸗ 
waarengeſchäft aufgenommen worden, als welcher er in die Kategorie 
der Geſellen gehört. Der Zuſatz im Vertrage, daß Johann W. das 
Schneidergeſchäft zur Zufriedenheit ſeines Chefs zu führen habe, kann 
deſſen Einreihung in die Claſſe der für höhere Dienſtleiſtungen an⸗ 
geſtellten Jadividuen nicht begründen, weil das Zuſchneiden eine Hilfs— 
arbeit iſt, mit welcher ſtets geſchicktere Geſeſtlen betraut werden, weil 
ferner der oft erwähnte Vertrag keine Beſtimmung enthält, aus welcher 
gefolgert werden könnte, daß Johann W. zur Führung von Rechnun⸗ 
ge Fur Aufnahme und Entlaffung von Arbeitern, zum Abſchluſſe 
von Geſchäften bevollmächtigt worden wäre, welche Bevollmächtigung 
allein im Stande wäre, ihn als für höhere Dienſtleiſtungen angeſtellt 
erſcheinen zu laſſen. Hienach iſt Johann W. im Sinne des § 73 
G. O. nur „Geſelle“ und es fälf daher die fragliche Angelegenheit 
unter die Competenz der politiſchen Behörde im Sinne des § 102 
G. O. Nachdem die Kündigung des Dienſtvertrages ohne Vorhanden⸗ 
fein einer der im § 78 G. D. aufgezählten Gründe vor Verlauf 
dreier Jahre erfolgte, ſo kann G. St. von der im Vertragsabſatze 2 
eingegangenen Verpflichtung, dem Johann W. einen Entſchädigungs⸗ 
betrag von 500 fl. zuzuzählen um ſo weniger enthoben werden, als 
das ausgeſtellte Dienſtzeugniß auf das Vortheilhafteſte lautet“. 
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und verftehe von dieſem Geſchäfte auch nichts; er ſei Kaufmann und 
habe bloß mit Stoffen gehandelt; da er aber auch fertige Kleider 
verkaufen wollte, habe er den W. als techniſchen Leiter ſeines neu 
errichteten Kleiderfabriksetabliſſements aufgenommen, ſonach ſei derſelbe 
Werkführer und nicht Geſelle geweſen. 

Das Miniſterium des Innern hat vorerſt die Statthalterei auf⸗ 
gefordert, von der Handels- und Gewerbekammer in E. ein Gutachten 
darüber abzuverlangen, ob W. mit Rückſicht auf die ihm übertragene 
Beſchäftigung und erhaltenen Lohn als ein gewerblicher Gehilfe im 
Sinne des § 73, Alinea 1 Gew.⸗Ord. anzuſehen iſt oder ob derſelbe 
in die Kategorie jener Werkführer und Factoren gezählt werden muß, 
auf welche die Gewerbeordnung nach § 73, Alinea 2 keine Anwen⸗ 
dung findet. Die Handels- und Gewerbekammer hat ſich dahin ge⸗ 
äußert, daß bei dem Umſtande, als W. von St. bei des Letzteren 
mangelnder Befähigung mit der techniſchen Leitung des Schneider— 
geſchäftes betraut worden iſt, W. jedenfalls als „Weckführer“ bes 
trachtet werden muß. 

Hierauf hat das genannte Miniſterium ddo. 14. Juni 1874, 
Z. 7959 die Statthalterei⸗Entſcheidung behoben und den Johann W. 
mit ſeinem Klagebegehren auf den Rechtsweg verwieſen. „Denn der 
Umſtand, daß Johann W. bei der mangelnden Befähigung feines 
Arbeitsgebers mit der ſelbſtſtändigen Leitung des techniſchen Theiles 
der Arbeit: insbeſondere mit dem Zuſchneiden ohne die controlirende 
Aufſicht des Meiſters, ſowie mit der Zutheilung der Arbeit an die 
Gehilfen nach eigenem Ermeſſen betraut war, ferner die für die E.'er 
Verhältniſſe immerhin abweichende Art und Höhe der Entlohnung 
des Johann W. ſprechen nach dem Gutachten der in dieſer Angele⸗ 
genheit einvernommenen Handels- und Gewerbekammer in E. dafür, 
daß der eben Genannte nicht als ein einfacher Gehilfe im Sinne der Al. 1 
§ 73, ſondern als ein für höhere Dienſtleiſtungen angeſtelltes Indi⸗ 
viduum angeſehen werden muß und es kann demgemäß in dem zwi⸗ 
W. und ſeinem Arbeitsgeber aus dem Dienſtvertrage entſprungenen 
Rechtsſtreite auch nicht die im § 102 G. O. für Streitigkeiten der 
ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden mit ihren Gehilfen normirte Com⸗ 
petenz der Genoſſenſchaften reſp. der politiſchen Behörden eintreten“. 


— 


Eine Entziehung der Berechtigung zum Verweilen im Auslande im 
Allgemeinen erfcheint nnzuläſſig. 


Der nach V. in Böhmen zuſtändige K., geboren im Jahre 
1836, iſt gegenwärtig in C. in der Walachei anſäſſig Derſelbe hatte 
im Jahre 1861 von der böhmiſchen Statthalterei die Bewilligung 
zur Reiſe in die deutſchen Bundesſtaaten erhalten und zwar auf die 
Dauer von 3 Jahren. Laut Wanderbuches wurde demſelben am 25. 
September 1864 von der böhmischen Statthalterei die Bewilligung 
zum Austritte in die Walachei im telegraphiſchen Wege ertheilt. 

Mit dem von der k. u. k. Botſchaft in Conſtantinopel beſtätigten 
Urtheil des Generalconſulates in Bukareſt vom 10. October 1872 
wurde K. wegen Uebertretung der Ehrenbeleidigung zu einer Geld⸗ 
ſtrafe von 40 fl, eventuell zu achttägigem Arreſte verurtheilt. Da K. 
ſich weigerte dieſer Strafe ſich zu unterziehen, und die rumäniſche Re⸗ 
gierung jede Aſſiſtenzleiſtung zum Vollzuge des Urtheiles ablehnte, fo 
at das Generalconfulat in der Befürchtung, daß das Anſehen der 
Conſularämter durch dieſen Renitenzfall im hohen Grade geſchmälert 
und zu weiteren Faͤllen der Renitenz Anlaß gegeben werden könne, 
an die böhmiſche Statthalterei das Erſuchen geſtellt, dem K. die Be⸗ 
willigung zum Verweilen im Auslande zu entziehen und den Beſchluß 
dem Conſulat bekannt zu geben, damit dieſes ſodann wegen zwangs— 
weiſer Abſchaffung des K. aus Rumänien „unter dem Titel der Paß⸗ 
loſigkeit“ bei der rumäuiſchen Regierung einſchreiten könne. 

N In Folge der Anfrage der böhmiſchen Statthalterei hat das 
Miniſterium des Innern mit Note vom 11. Juli 1873, 3. 11.949, 
an das Miniſterium des Aeußern ſich bezüglich des Vorgehens in der 
Angelegenheit in nachſtehender Weiſe ausgeſprochen: „Das dem K. 
ſeinerzeit von der Heimatbehörde erfolgte Reiſedocument, iſt nach der 
Actenlage längſt erloſchen und es beſitzt derſelbe ſomit keine ſpecielle 


. 


Reiſebewilligung feiner Heimatbehörde für das Ausland. Es ſcheint, 
daß das Generalconſulat ungeachtet dieſes ihm doch bekannten Umſtan⸗ 
des die Abſchaffung des K. aus der Walachei nach Maßgabe des 
§ 20 der Miniſterialverordnung vom 2. December 1857, Nr. 234 R. 
G. Bl. nicht verfügen kann und dies warſcheinlich aus dem Grunde, 
weil K. in der Walachei nicht zeitlich anweſend, ſondern ſeßhaft und 
Mitglied einer Eonſulargemeinde fein dürfte. Denn nur fo iſt es 
erklärlich, daß das Generalconſulat ungeachtet des Umſtandes, daß 
K. thatſächlich ein giltiges Reiſedocument von Seite der Heimat⸗ 
behörden nicht beſitzt, das Begehren ſtellt, es möge demſelben die 
Bewilligung zum Verweilen im Auslande entzogen werden. Eine 
Entziehung der Berechtigung zum Verweilen im Auslande im All— 
gemeinen aber, wie fie das Generalconſulat verlangt, erſcheint unter den 
gegebenen Verhältniſſen und nach dem gegenwärtigen Stande der Ge— 
ſetzgebung unzuläſſig. Ob K. bei feiner thatſächlichen Paßloſigkeit nach 
Maßgabe der Beſtimmungen der Miniſterialverordnung vom 2. De⸗ 
cember 1857, Nr. 234 R. G. Bl. aus der Walachei abgeſchafft wer⸗ 
den könne, darüber haben nicht ſeine Heimatbehörden, ſondern die zur 
Handhabung der eben bezogenen Miniſterialverordnung berufenen Or⸗ 
gane im vorgeſchriebenen Inſtanzenzuge zu entſcheiden.“ 

Das Miniſterium des Aeußern hat mit Rücknote vom 30. 
Juli 1873, 3. 10.388 erklärt daß es den von der oberſten politiſchen 
Behörde ausgeſprochenen Anſichten vollkommen beipflichte, und die 
entſprechende Weiſung an das k. und k. Generalconſulat in Bukareſt 
erlaſſen habe 


Titerariſche Anzeige. 


Die Leichen verbrennung. Mit beſonderer Rückſicht auf die 
öſterreichiſche Geſetzgebung dargeſtellt von Dr. Leopold Adler. 
Wien, Manz 1874. „Dieſe Studie wird dann ihren Zweck vollkommen erreicht haben, 
wenn ſie die von einer Seite überhaſtet protegirte, von der anderen Seite als eine 
monſtröſe Ausgeburt des modernen Materialismus unbedingt perhorrescirte Idee der 
Leichenverbrennung — aus der Phaſe des Schlagwortes in das Stadium einer ruhi⸗ 
gen, objectiven, vielfeitigen Prüfung hinüberleiten hilft“. Indem wir das Schluß⸗ 
wort des uns aus ſeiner hervorragenden richterlichen und literariſchen Thätigkeit be⸗ 
kannten Verfaſſers an die Spitze dieſer Beſprechung ſtellen, müſſen wir gleich von 
vornherein anerkennen, daß Dr. Adler auf die Frage ein intenſives Licht geworfen 
hat, da die uns vorliegende Arbeit nicht nur in der Hauptſache das wichtigſte juri⸗ 
ſtiſche Argument gegen die Leichenverbrennung mit tiefer Gründlichkeit hervorhebt, 
daß nämlich durch fie die erſt einige Zeit nach dem Tode einer Perſon ſich als noth⸗ 
wendig ergebende Autopfie des Cadavers unmöglich gemacht ſei, ſondern auch eine 
Menge coincidenter Erwägungen anregt, welche für die wiſſenſchaftliche Beurtheilung 
von großem Intereſſe find. Nicht alſo mit dem Haupterfolge der Arbeit allein, fon- 
dern anch mit den Andeutungen, die der Berfaffer nebenher über einfchlägige admini⸗ 
ſtrative Fragen gibt, können wir uns ſehr befriedigt erklären und halten uns demnach 
für verpflichtet, dieſe Brochüre, welche die juriſtiſche Seite eines wichtigen Verwal- 
tungsgegenſtandes in einer gewiffermaßen übergreifenden Weiſe behandelt, unſeren 
Leſern zu empfehlen. 

Wenn wir von den ſchwerwiegenden Gründen ganz abſehen, die Dr. Adler 
gegen die Leichenverbrennung in Bezug auf die durch dieſelbe illuſoriſch gemachte An⸗ 
wendung des kräftigſten und vielleicht eracteften Beweismittels im Criminalproceſſe 
anführt, find wir gleichzeitig durch ihn angeregt, zu fragen, welches Surrogat uns 
dereinſt für die jetzt hänfig in Anwendung kommende Exhumirung einer Leiche zum 
Zrecke der Agnoscirung und officiellen Feſtſtellung des Todes einer beſtimmten Per- 
ton geboten werden wird, kommen wir ferner dahin zu fragen, wie die Leichenver— 
brennung am Lande, oder, wenn für das Land dieſe Beſtattungsart nicht normirt wer- 
den ſollte, wie hiefür die Grenzlinie zwiſchen Stadt und Land adminiſtrativ richtig 
geſtellt werden ſoll, zu fragen, welchen Nutzen etwa die als facultative Beſtattungsart 
erlaubte Leichenverbrennung gewähren dürfte und endlich, ob durch ſie in der That 
dem öffentlichen Sanitätsbedürfniſſe wefentlich, ja jo weſentlich gedient ſei, um dar⸗ 
über mit der zuwiderlaufenden Anſchauung der ganzen Bevölkerung zu brechen. Und 
in letzterer Beziehung fühlen wir uns gedrängt, darauf hinzuweiſen, daß gerade in 
Städten, für die man die Leichen verbrennung aus Geſundheitsrückſichten vorzuge⸗ 
weiſe empfiehlt, die Verweſungsproducte der menſchlichen Leichen wohl einen geradezu 
verſchwindenden Theil unter jenen Fäulnißproceſſen ausmachen, die ſich während der 
Ableitung menſchlicher und thieriſcher Ereremente, dann durch das Verweſen von 
Milliarden anderer thieriſchen und pflanzlichen Organismen und durch das enge An⸗ 
einanderleben der Menſchen vollziehen. Wir begrüßen demnach dankbarſt dieſe Ar⸗ 
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im activen Dienſte und unter gleichzeitiger 


beit, weil ſie im Grunde gegen die „am Gedankenhorizonte einer verſchwindend 
kleinen Minderheit aufgetauchte Idee der Leichenverbrennung“ gerichtet iſt und mit 
praktiſchen Gründen eines der Schlagworte bekämpft, mit denen man heute ſociale 
Politik zu treiben pflegt. J. v. S. 


Fe N EM !!!,], ,.. 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem kaiſ. Rathe und Hofzahlamts.Controlor Joſeph 
Linkh den Ritterſtand mit dem Prädicate „Treuimſchild“ verliehen. 

Seine Majeftät haben dem vormaligen Bürgermeiſter von Iglau Dr. Johann 
Merta den Adel mit Nachſicht der Taxen zu verleihen geruht. \ 
Au: Seine Majeſtät haben den Statthalter in Trieſt und im Küſtenlande Alois 
Freiherrn v. Ceschi an Santa Croce, unter Vorbehalt ſeiner Wiederverwendung 


Verleihung der geheimen Rathswürde, in 
den zeitlichen Ruheſtand zu verſetzen geruht. a 1 * 


Seine Majeſtät haben den Landespräſidenten in der Bukowina 
Pino v. Friedenthal zum Statthalter in Trieſt und im Küften! 
Hofrath in Trient Hieronymus Alefant zum Landespräſidenten i 
Bukowina zu ernennen geruht. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath in Brünn Bohuslav Ritter v. 
Widmann zum Hofrathe zu ernennen und ihm die Leitung der Landesregierung in 
Krain zu übertragen geruht. b . 

Seine Majeftät haben den Bezirkshauptmann Rudolf Grafen Chorinski 
zum Re bei der Landesregierung in Krain zu ernennen geruht. 

eine Majeſtät haben den Titular⸗Sectionsrath Franz Leitner v. Leitenan 
zum wirklichen Sectionsrathe extra statum beim Miniſterium für Landesvertheidi⸗ 
gung zu ernennen geruht. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsrevidenten im Handelsminiſterium 
Eduard Schnöcker und Anton Gröger tarfrei den Titel und Charakter von Rech⸗ 
nungsräthen verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Titular⸗Oberinſpector der Generalinſpection 
der a Eiſenbahnen Franz Kamper zum Oberinſpector zu ernennen 
geruht. 


Felix Freiherrn 
ande, und den 
m Herzogthume 


Seine Majeſtät haben dem Polizeicommiſſär der Prager Polizeidirection 
Wenzel Ort das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Schwaz, kaiſerlichen Rath 
Franz Sattler anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statt- 
haltereirathes tarfrei verliehen, « 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Eduard MW iſſer, Anton 
Müller, Johann v. Koſchin und Joſeph Kon vieka zu Hauptſteuereinnehmern 
für Niederbſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat zu Steuer⸗Oberinſpectoren für das Königreich Böh⸗ 
men ernannt: die bisherigen Steuerinſpectoren: Joſeph Woſatka, Anton Wod⸗ 
warka, Joſeph Kaftl, Franz Linha, Franz Weis zer, Anton Krautil, Franz 
Hollmann, Karl Haſſak, Karl Sembera, Johann Porth, Joſeph Reichl, 
Anton Weiß, Friedrich Sallak, Emanuel Sonnewend, Friedrich Gallina, 
Johann Seidler, Anton Balzareno und Franz Barvitius, dann den Finanz⸗ 
concipiſten Ottokar Diettrich. 

Der Finanzminiſter hat den Concipiſten der Direction der Staatsſchuld Dr 
Rudolf Ach zum Miniſterialconcipiſten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Karl Vervega zum Rech⸗ 
nungsrathe bei der Finanz⸗Landesdirection in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Stelle des Vicedirectors 
dem Ingenieur daſelbſt Hermann Sochatzy verliehen. 

Der Handelsminiſter hat für den Dienſt bei der k. k. Generalinſpection der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen ernannt: 

Zu Inſpectoren die Commiſſäre Joſeph Peugg, Richard Jeitteles und 
Conſtantin Mück; ä 5 

zu Commiſſären den k. k. Hauptmann Karl Breisky, den Rechnungsrevi⸗ 
denten Ernſt Grohmann und die Commiſſärsadjuncten Karl Swoboda und 
Franz Borowy; 0 

zu Commiſſärsadjuncten den k. k. Hauptmann Victor Toth, den Stations⸗ 
chef der priv. Südbahn in Wildon Friedrich Rietſch, den Ingenieursaſſiſtenten der 
priv. Franz⸗Joſephs⸗Bahn Heinrich Bayer und den Buchhaltungsadjuncken der priv. 
Eliſabeth⸗Weſtbahn Karl Stoller. Par 

Der Handelsminiſter hat den Telegraphen⸗Directionsſeeretär Wendelin Col⸗ 
lerus von Geldern zum Telegraphen. Oberamtsverwalter in Brünn und den Tele⸗ 
graphencommiſſär Eduard Kuftin in Junsbruck zum Telegraphen⸗Directionsſecretär 
ernannt. 

Der Miniſter für Landesvertheidigung hat den Titular-⸗Rechnungsrath Vin⸗ 
cenz Obſieger und den Rechnungsrevidenten Matthäus Hochrainer zu Rech⸗ 
nungsräthen im Miniſterium für Candesvertheidigung ernannt. 


beim Hauptmünzamte, 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle im Küſtenlande, mit der neunten Rangsclaſſe, bis 
20. Juli 1874. (Amtebl. Nr. 153.) J 

Aſſiſtentenſtelle bei der n. ö. Landeshauptcaſſe, mit der eilften Rangselaffe, 
bis 24. Juli 1874. (Amtsbl. Nr. 153.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Deutſch⸗Tirol mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
31. Juli 1874. (Amtsbl. Nr. 155.) Eh 

Rechnungsrevidentenſtelle beim Statthalterei⸗Rechnungsdepartement in Linz 
mit der neunten, eventuell zehnten und eilften Rangsclaſſe, bis 31. Juli 1874. 
(Amtsbl. Nr. 158.) 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


